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Rechtsgrundlage 

Gemäß § 6a BauGB ist dem wirksamen Flächennutzungsplan (F-Plan) eine zusammenfassende Erklä-

rung über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Be-

hördenbeteiligung im F-Plan berücksichtigt wurden, und über die Gründe, aus denen der Plan nach 

Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt 

wurde, hinzuzufügen. 

 

Ziel der Änderung des F-Planes 

Die Gemeinde Hohenwestedt verfolgt mit der Aufstellung der 10. Änderung des F-Planes das Planungs-

ziel, zwei Freiflächen-Photovoltaikanlagen zu errichten, um eine unabhängige Energieversorgung 
des örtlichen Wasserwerks zu gewährleisten sowie die kommunale Energieversorgung der Ge-
meinde mit erneuerbaren Energien auszubauen. Daneben soll eine Erweiterungsfläche für die Klär-
anlage vorgehalten werden, voraussichtlich um eine 4. Reinigungsstufe ergänzen zu können. 

Der Änderungsbereich der 10. Änderung des F-Planes umfasst 3 Teilgebiete. 

Teilgebiet 1 (Geltungsbereich des B-Plans Nr. 59) 

Das Teilgebiet 1 befindet sich östlich des Wasserwerks Hohenwestedt und nördlich der Straße „Am 

Wasserwerk“. Der Änderungsbereich umfasst eine Größe von ca. 0,3 ha. 

Teilgebiet 2 (Geltungsbereich des B-Plans Nr. 62) 

Das Teilgebiet 2 befindet sich südöstlich des Wapelfelder Wegs (K 84), südlich der Bahnlinie Neumü-

nster-Heide, westlich der Wohnbebauung Waidmannsruh und der Itzehoer Straße (B 77), sowie nörd-

lich Glüsing und der örtlichen Kläranlage. Der Änderungsbereich umfasst eine Größe von ca. 20 ha. 

Teilgebiet 3 (Vorratsfläche Erweiterung Klärwerk) 

Das Plangebiet befindet sich südlich am Grundstück der örtlichen Kläranlage, südwestlich des Firmen-

geländes LESER GmbH & Co. KG sowie westlich und nördlich der Straße Glüsing. Der Änderungsbereich 

umfasst eine Größe von ca. 0,82 ha. 

Insgesamt handelt es sich bei den drei Teilgebieten um eine Flächenänderungsgröße von ca. 21 

ha. 

Die 10. Änderung des F-Plans beinhaltet mit der Darstellung von Sonstigen Sondergebieten mit der 

Zweckbestimmung „Photovoltaikanlagen“ sowie der Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbe-

stimmung „Erweiterung Klärwerk“ sowie der Berücksichtigung von grünordnerischen Belangen (Grün- 

und Maßnahmenflächen, Knicks) eine Bauleitplanung, die die planungsrechtlichen Voraussetzungen 

zur Realisierung der vorgenannten Planungsziele der Gemeinde schafft und die Umweltbelange um-

fassend berücksichtigt. 

  



Gemeinde Hohenwestedt, 10. Änderung F-Plan  Zusammenfassende Erklärung 

3 
 

Berücksichtigung der Umweltbelange 

In der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 i.V.m. Anlage 1 BauGB wurden die Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft erfasst. Der entsprechende Umweltbericht beschreibt und bewertet die voraussichtlich 
erheblichen Umweltauswirkungen und legt die Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Minimierung zum 
Ausgleich der Umweltauswirkungen fest. Die im Rahmen der Bauleitplanung zu beachtenden, umwelt-
relevanten Aspekte wurden in die Planungsüberlegungen eingestellt. 

Die folgenden Ausführungen beschreiben komprimiert die Auswirkungen und Eingriffe in die Schutzgü-
ter im Rahmen der 10. Änderung des F-Plans und führen zusammenfassend die Maßnahmen zur Ver-
meidung bzw. Minimierung zum Ausgleich der Umweltauswirkungen gem. des Umweltberichtes auf: 
 

Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich der erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen 

Vermeidungsmaßnahmen 

1. Durchführung von Eingriffen in Vegetationsstrukturen nur außerhalb des Brutzeitraumes zwischen 
dem 01.10. – 28/29.02. eines jeden Jahres (ggf. ökologische Baubetreuung).  

2. Evtl. erforderliche Fällungen von Gehölzen mit einem Stammdurchmesser von mehr als 20 cm nur 
vom 01.12. bis zum 28./29.02. eines jeden Jahres 

3. Zum Schutz der Haselmaus in Teilbereich 2 Rodung von Knicks nur in zwei Schritten (ökologische 
Baubetreuung)  

4. Begrenzungen der zulässigen Höhe der Modulflächen in den Teilgebieten 1 und 2 zum Schutz des 
Landschaftsbildes  

5. Erhaltung der Knickstrukturen 

6. Einrichtung von Schutz- und Pufferzonen (Knickschutzstreifen) entlang der Knicks als naturnahe, 
feldrainartige Wildkrautstreifen.  

7. Teilgebiet 3: Maßnahmen zur Einhaltung der Grenzwerte bezüglich Geruchsemissionen und Stoff-
belastungen im B-Plan festsetzen  

8. In Teilgebiet 3 sind voraussichtlich Vorkehrungen zum Schutz des Grundwassers erforderlich. Zur 
Zeit liegen noch keine konkreten Planungsabsichten vor, so dass hier noch keine weitergehenden 
Aussagen getroffen werden können.  

 

Minimierungsmaßnahmen 

1. Nutzung des vorhandenen Wegesystems soweit möglich 

2. Nutzung der vorhandenen Feldzufahrten und Knickdurchbrüche für die erforderlichen Querverbin-

dungen zwischen den Modulflächen in Teilgebiet 2 

3. Sicherung der Durchlässigkeit der Gebiete für Tiere (Zaunabstand mind. 20cm zum Gelände, Korri-

dor in Teilgebiet 2) 

4. Entwicklung der unversiegelten Bereiche in den Teilgebieten für die Photovoltaikanlagen als Exten-

sivgrünland und Pflege durch Mahd oder alternativ in Teilgebiet 2 durch eine extensive Beweidung 

mit Schafen. In Teilgebiet 1 ist eine Beweidung zum Schutz des Grundwassers auszuschließen 

5. Nachpflanzung lückiger Knicks insbesondere mit standortgerechten heimischen Gehölzen 

6. tiefgründige Lockerung der offenen Flächen nach Abschluss der Bauarbeiten 

7. Einhaltung der Vorgaben des Baugesetzbuches zum Bodenschutz, der Bundes-Bodenschutz- und 

Altlastenverordnung, des Bundes-Bodenschutzgesetzes sowie des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 

8. das unbelastete Niederschlagswasser ist, soweit möglich, an geeigneter Stelle auf dem Gelände zu 

versickern 
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9. Festsetzung von Auflagen bzgl. Reinigungsarbeiten für die Photovoltaikmodule 

10. Darüber hinaus sind bei der Planung, Ausführung und dem Betrieb der Kläranlage die einschlägigen 

Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzes in der jeweils gültigen Fassung sowie ergänzende 

Rechtsverordnungen zu beachten. 

Ausgleichsmaßnahmen 

1. weitere Anpflanzungen und Eingrünungsmaßnahmen 

2. Nachpflanzung lückiger Knicks 

3. Zur Steigerung der Attraktivität für viele Arten und damit Erhöhung der Artenvielfalt sind in bei-

den Teilgebieten für Photovoltaikanlegen kleinräumige Habitatstrukturen herzustellen.  

Übersicht über die relevanten umweltbezogenen Themen 

 

Schutzgut Aussagen zum Thema Einstufung der Umweltauswirkungen 

Mensch Beitrag zur Energieversor-
gung 
Lärm 
Lichtemissionen 
 
 
Berücksichtigung vorhan-
dener Leitungen und Ver-
kehrsträger (Blendwir-
kung) 

Nicht erheblich bzw. positiv 
 
Nicht erheblich 
Nicht erheblich 
 
 
Nicht erheblich bzw. durch Korridor und Minimierungs-
maßnahmen berücksichtigt 
 

Tiere Verlust bzw. Beeinträchti-
gung von natürlichen Le-
bensräumen 

Nicht erheblich bzw. durch Minimierungs- und Kompen-
sationsmaßnahmen ausgleichbar  

Pflanzen und  
biologische 
Vielfalt 

Verlust bzw. Beeinträchti-
gung von natürlichen Le-
bensräumen 

Kleinflächig erheblich, 
durch Minimierungs- und Kompensationsmaßnahmen 
ausgleichbar  

Boden Eingriffe in Bodenbil-
dungsfunktionen und den 
Boden-Wasserhaushalt 

Kleinflächig erheblich, durch Minimierungs- und Kom-
pensationsmaßnahmen ausgleichbar, mittelfristig eher 
positiv 

Wasser Eingriffe in den Grundwas-
serhaushalt 

Nicht erheblich, zusätzlich durch Minimierungsmaßnah-
men weiter reduzierbar 

Luft und 
Klima 

Veränderungen der örtli-
chen Kleinklimas 

Nicht erheblich 

Landschafts-
bild 

Veränderung des Ortsran-
des und Veränderung des 
Landschaftsbildes  

Erheblich, durch Minimierungs- und Kompensations-
maßnahmen ausgleichbar 

Kultur- und 
Sachgüter 

Sachwerte und  
 
 
archäologische Kultur-
denkmale 

Nicht erheblich, Korridor und Minimierungsmaßnah-
men berücksichtigt 
Teilweise erheblich, durch vorab durchgeführte Maß-
nahmen zu Vor- und Hauptuntersuchungen berücksich-
tigt.  
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Zusammenfassung Umweltbelange 

Gemäß Nr. 3c der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB 

Die Fläche in Teilgebiet 1 gehört bereits zum Gelände des Wasserwerks und wird als Grünland intensiv 
genutzt. Es umfasst ein Areal von knapp 0,3 ha. 

Es werden hier in den Teilbereich 2 und 3 landwirtschaftlich intensiv genutzte Flächen in Anspruch ge-
nommen, die durch ein kleinräumiges Knicknetz gegliedert sind.  

Das Planungsgebiet 2 umfasst ein Areal von 20,5 ha und erstreckt sich entlang der Bahnlinie Heide-
Neumünster und entlang der K 84 im Westen der Gemeinde. 

Das Teilgebiet 3 zur Erweiterung der Kläranlage liegt südlich der vorhandenen Kläranlage und ist ca. 0,82 
ha groß. 

Die drei Bereiche liegen innerhalb eines Trinkwassergewinnungsgebietes um das Wasserwerk Hohen-
westedt und innerhalb von großräumigen archäologischen Interessensgebieten. Gleichzeit ist der ge-
samte Raum als Historische Kulturlandschaft – hier Knicklandschaft ausgewiesen. Es gilt daher bei groß-
flächigen Freiflächen-Solar-anlagen ein besonderes Prüfungs- und Abwägungsgebot, da diese Bereiche 
nur bedingt für große Freiflächen-Solaranlagen geeignet sind. 

Bezüglich des Trinkwassergewinnungsgebietes hat der Grundwasserschutz eine besondere Bedeutung 
und es kommt dem vorbeugenden Grundwasserschutz ein besonderes Gewicht bei der Abwägung mit 
anderen Nutzungsansprüchen zu. 

In Teilgebiet 1 ist die Fläche bereits durch die Brunnenanlagen und werkseigene Leitungen überformt 
und allseits eingezäunt. Hier liegt es bereits im Eigeninteresse des Betreibers, mögliche Verschmutzun-
gen zu verhindern. 

Wegen der Lage im archäologischen Interessensgebiet wurde das Archäologische Landesamt frühzeitig 
in die Planungen einbezogen, die notwendigen Maßnahmen wurden abgestimmt und in die Planungen 
einbezogen. 

Hinsichtlich der Knicklandschaft als Historische Kulturlandschaft gilt es insbesondere die wertgebenden 
vorhandenen Knickstrukturen zu erhalten, zu schützen und soweit erforderlich wiederherzustellen oder 
zu ergänzen. 

Bei den Plangebieten handelt es sich um einfach strukturierte Räume mit gleichförmigen Standortbe-
dingungen und weitgehend allgemeiner Bedeutung für die Standortfaktoren Mensch, Tiere, Pflanzen 
und Biodiversität, Boden, Klima, Landschaftsbild und Erholungsfunktion. 

Das Landschaftsbild erfährt durch die Planungen lokal jedoch eine grundlegende Veränderung insbe-
sondere durch die geplanten Photovoltaikanlagen. Der Einbindung der Flächen in den Landschaftsraum 
kommt in beiden Teilgebieten 1 und 2 daher eine besondere Bedeutung zu. Hierzu sind die Wiederher-
stellung der vorhandenen Randknicks und weitere Bepflanzungsmaßnahmen vorzusehen. 

Bezüglich der Erweiterung des Klärwerkes ist darauf zu achten, dass durch geeignete Maßnahmen po-
tenziell mögliche Beeinträchtigungen des Grundwassers sowie Geruchsbelastungen für Wohn- und Ge-
werbegebiete im näheren Umfeld minimiert und so weit wie möglich ausgeschlossen werden. Dies ist 
in der verbindlichen Planung entsprechend zu berücksichtigen und zu regeln. 

Die artenschutzrechtlich relevanten Tierartenvorkommen insbesondere in Teilgebiet 2 sind insbeson-
dere durch die Festsetzung von Zeitfenstern zur Ausführung von Bau-, Unterhaltungs- und Pflegemaß-
nahmen zu berücksichtigen. 

Als voraussichtliche weitere erhebliche Umweltauswirkungen, die eine Kompensation erfordern, sind 
zu nennen: 

• Flächenversiegelungen bzw. -überdeckung und der damit einhergehende Verlust bzw. Modifizierung 
an Boden und Bodenfunktionen vor allem in Teilgebiet 3 
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• Verlust und Änderung von Teillebensräumen für Flora und Fauna (hier vor allem Knicks) 

• Verlust eines Lebensraumes für Großsäuger (Rehwild) 

• Verlust von Siedlungserweiterungsflächen in einer Größenordnung von ca. 10 ha in Teilgebiet 2. Diese 
müssten ggf. an anderer Stelle neu ausgewiesen werden. 

• Flächenverlust für die landwirtschaftliche Nutzung in einer Größenordnung von insgesamt ca. 20 ha. 

In der verbindlichen Bauleitplanung sind umfangreiche Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Minimierung 
der Eingriffe in Natur und Landschaft festzusetzen. Die verbleibenden unvermeidbaren Eingriffe sind 
soweit möglich durch Ausgleichsmaßnahmen innerhalb der Teilgebiete zu kompensieren, ggf. sind ex-
terne Flächen im räumlichen Zusammenhang für Ausgleichsmaßnahmen zur Verfügung zu stellen. 

Zusammenfassend bedeutet dies, dass unter Berücksichtigung der erforderlichen Maßnahmen zur Ver-
meidung, Minimierung und zur Kompensation der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft 
keine erheblichen Umweltauswirkungen verbleiben. 

Ergebnisse aus der Beteiligung der Öffentlichkeit und ihre Berücksichtigung gem. § 3 (1) BauGB 

und § 3 (2) BauGB 

Die Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (1) BauGB erfolgte in der Zeit vom 23.10.2023 

bis zum 24.11.2023. 

 

Der Entwurf der 10. Änderung des F-Plans sowie die Begründung wurden in der Zeit vom 13.01.2025 

bis einschließlich 13.02.2025 nach § 3 (2) BauGB veröffentlicht. 

 

Während beider Veröffentlichungen wurden keine Stellungnahmen von der Öffentlichkeit zur 10. Än-

derung des F-Plans vorgebracht. 

 

Ergebnisse der Behördenbeteiligungen und ihre Berücksichtigung gemäß § 4 (1) BauGB und § 4 

(2) BauGB 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, 

wurden gem. § 4 (1) BauGB am 18.10.2023 frühzeitig unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme 

aufgefordert.  

 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, 

wurden gem. § 4 (2) BauGB mit Schreiben vom 09.01.2025 über die Veröffentlichung unterrichtet und 

zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.  

 

Die Abstimmung mit den Nachbargemeinden erfolgte parallel hierzu.  

 

Anregungen zur Planung wurden von folgenden Trägern und Behörden vorgebracht: 

1. Kampfmittelräumdienst – LKA 

2. Deich- und Hauptsielverband Südwestholstein 

3. Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein 

4. Open Grid Europe GmbH / PLEdoc GmbH 

5. Landesbetrieb für Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein 

6. Gasunie Deutschland Transport Services GmbH 

7. Eisenbahn-Bundesamt 
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8. Schleswig-Holstein Netz Ag (Netzcenter Fockbek) 

9. Deich- und Hauptsielverband Dithmarschen 

10. Schleswig-Holstein Netz AG 

11. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie  

12. Kreis Rendsburg-Eckernförde 

13. Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport 

14. Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus 

15. Landesnaturschutzverband Schleswig-Holstein e.V. 

16. Deutsche Bahn AG – DB Immobilien 

17. Landesamt für Vermessung und Geoinformation Schleswig-Holstein 

     

Die von Seiten der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden 

im Rahmen der o.g. Beteiligungen vorgebrachten Anregungen und Hinweise sowie deren Berücksich-

tigung im Bauleitplanverfahren werden im Folgenden zusammengefasst aufgeführt: 

 

Darlegung der grundsätzlichen Abwägungsentscheidungen/-ergebnisse 

Der Kampmittelräumdienst Schleswig-Holstein verwies auf eine notwendige Untersuchung der Flächen 

auf Kampfmittelbelastung.  

➢ Es wurde für alle drei Teilgebiete ein Antrag gestellt. Die Teilgebiete wurden vom Kampfmittel-

räumdienst SH freigegeben.  

Das Archäologische Landesamt Schleswig-Holstein forderte in den Teilgebieten 1 und 2 archäologische 

Untersuchungen, wo tiefere Bodeneingriffe (ab. ca. 30 cm Tiefe) erfolgen und benennt zu berücksichti-

gende Hinweise für Gemeinde und Vorhabenträger. 

➢ In den Teilgebieten 1 + 3 haben archäologische Untersuchungen stattgefunden. Im Teilgebiet 2 

wurde sich mit dem Archäologischen Landesamt Schleswig-Holstein darauf verständigt, dass 

keine tiefen Bodeneingriffe stattfinden, so dass von einer Untersuchung abgesehen werden 

kann. Die Hinweise wurden in die Begründung zur F-Planänderung eingearbeitet. 

Die Gasunie Deutschland Transport Services GmbH und die Schleswig-Holstein Netz AG verwiesen auf 

die durch Teilgebiet 2 verlaufende Gashochdruckleitung und nannten Hinweise und Auflagen, welche 

es zu berücksichtigen gilt. 

➢ Die Gasleitung wurde nachrichtlich mit Schutzstreifen in die F-Planzeichnung übernommen. Die 

Hinweise/Auflagen wurden im parallellaufenden Bebauungsplanverfahren Nr. 62 berücksich-

tigt. 

Der Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein verweist für das Teilgebiet 2 auf Einhal-

tung einer Entfernung von Hochbauten zur Kreisstraße 84 von 15 m (Anbauverbotszone).  Darüber hin-

aus benennt der LBV SH verschiedene verkehrsrechtliche Aspekte, die es zu berücksichtigen gilt.  

➢ Die Anbauverbotszone wurde in der F-Planzeichnung dargestellt. Alle weiteren Aspekte wurden 

im Zuge des parallellaufenden Bebauungsplanverfahrens Nr. 62 abgehandelt. 

Der Kreis Rensburg-Eckernförde meldete sich aus unterschiedlichen Fachabteilungen zum Verfahren 

der 10. Flächennutzungsplanänderung. 

Der Fachdienst Regionalentwicklung und Mobilität bat um eine Ergänzung von Alternativenprüfungen 

und verwies auf die Stellungnahme zum parallellaufenden B-Planverfahren Nr. 62. 
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➢ In der F-Plan Begründung wurde ein Kapitel „Informelle Rahmenplanungen“ ergänzt und die 

Potenzialflächenstudie der Gemeinde Hohenwestedt als Anlage beigefügt.  

Der Fachdienst Umwelt – untere Naturschutzbehörde forderte die nachrichtliche Übernahme und 

zeichnerische Darstellung der Knickstrukturen in der F-Planzeichnung mit Benennung der rechtlichen 

Grundlage sowie die Darstellung von Ausgleichsflächen. Des Weiteren wurde um drei Änderungen im 

Umweltbericht zur korrekten Berücksichtigung der Belange der Knicks als gesetzlich geschützte Biotope 

sowie um Aufnahme eines Hinweises zum Artenschutz (vorkommende Vogelarten) gebeten. 

➢ Die Knicks wurden nachrichtlich in der F-Planzeichnung dargestellt und deren gesetzliche 

Schutzgrundlage benannt. Die Ausgleichsflächen wurden aus dem Umweltbericht in die F-Plan-

zeichnung übernommen. Die textlichen Korrekturen im Umweltbericht wurden vorgenommen. 

 

Die untere Bodenschutzbehörde forderte in der frühzeitigen Beteiligung eine ausreichende Betrachtung 

des Schutzgutes Bodens und benannte zu berücksichtigende Hinweise zum Bodenschutz. Im Rahmen 

der Veröffentlichung benennt die untere Bodenschutzbehörde weitere Hinweise sowie das Erfordernis 

der Erstellung eines Bodenschutzkonzeptes sowie der Einsetzung einer bodenkundlichen Baubeglei-

tung. 

➢ Das Schutzgut Boden wurde im Umweltbericht umfassend berücksichtigt. Hinweise der frühz. 

Beteiligung zum Bodenschutz wurden im parallellaufenden Bebauungsplanverfahren berück-

sichtigt. Die Hinweise der Veröffentlichung wurden in gekürzter Form in der F-Plan Begründung 

aufgenommen, da die Hinweise in der Regel aufgrund ihres hohen Konkretisierungsgrades auf 

Bebauungsplanebene und nicht im Flächennutzungsplan verortet sind. Ein Bodenschutzkonzept 

wird im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens erstellt. Während der Bauausführung ist zu-

dem eine bodenkundliche Baubegleitung vorgesehen. 

Das Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport bat im Rahmen der frühzeitigen Beteili-

gung um Ergänzung der Standortwahl/ Aufnahme des PV-Standortkonzeptes sowie im Teilgebiet 3 (B-

Plan Nr. 65) um die Berücksichtigung schutzwürdiger Bebauung. 

➢ Der Bitte um Ergänzung wurde gefolgt. Es wurde ein Kapitel „Informelle Rahmenplanung" er-

gänzt und als Anlage die PV-Studie der Gemeinde Hohenwestedt ergänzt. Des Weiteren wurde 

eine Alternativenprüfung im Rahmen des Umweltberichtes erarbeitet. Die Planung des Teilge-

biets 3 (B-Plan Nr. 65) wurde im weiteren Verfahren überholt und ist daher nicht mehr aktuell. 

Die Deutsche Bahn AG – DB Immobilien hat für das Teilgebiet 2 im Zuge der frühzeitigen Beteiligung 

Auflagen/Bedingungen und Hinweise formuliert, welche zu beachten sind. In der Veröffentlichung 

wurde ergänzend auf die Freihaltung von regelkonformen Sichtbeziehungen verwiesen sowie um Über-

sendung der Zufahrten zum Teilgebiet 2 gebeten. 

➢ Die Auflagen und Hinweise der frühzeitigen Beteiligung wurden im Rahmen des parallellaufen-

den Bebauungsplanverfahrens des B-Plans Nr. 62 berücksichtigt. Eine Aufnahme des Hinweises 

zur Sicherstellung regelkonformer Sichtbeziehungen im Flächennutzungsplan war nicht mög-

lich, da diese Thematik auf B-Planebene zu berücksichtigen ist. Zum Zeitpunkt der Stellung-

nahme lag für den Bebauungsplan Nr. 62 bereits ein Satzungsbeschluss vor. Im Rahmen der 

Beteiligungsverfahren zum Bebauungsplan Nr. 62 wurde ein solcher Hinweis nicht eingereicht. 

Entsprechendes wurde der DB mitgeteilt und die geplanten Zufahrten an den zuständigen Be-

zirksleiter zur Kenntnis übersandt. 
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Weitere Anregungen der Träger öffentlicher Belange wurden entweder zur Kenntnis genommen oder 

im Zuge der parallellaufenden Bebauungsplanverfahren (Teilgebiet 1 - B-Plan Nr. 59 / Teilgebiet 2 - B-

Plan Nr. 62) behandelt. 

Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Gemäß Nr. 2d der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB 

 

Teilgebiet 1 

Das Teilgebiet 1 am Wasserwerk liegt unmittelbar angrenzend an die Gebäude des Wasserwerkes. Die 

Leitungswege sind daher kurz und die vorhandene Infrastruktur (Zuwegung, Zaun) kann mitgenutzt wer-

den. Neue Eingriffe sind daher minimal. 

Die im Norden und Süden dort unmittelbar angrenzenden Ackerflächen stehen zum einen nicht für eine 

Nutzung zur Verfügung und zum anderen wären Planungen hier mit deutlich mehr Eingriffen verbunden 

z.B. für Leitungen, Zuwegung, neue Zaunziehungen etc.. 

 

Die weiter östlich angrenzenden Flächen sind durch die landesweite Biotopkartierung als geschütztes 

Biotop erfasst (hier mesophiles Grünland) und sind daher nicht geeignet. 

 

Im Westen angrenzend an das Wasserwerk folgt ein landwirtschaftlicher Weg mit begleitendem Redder, 

der hier laut Landschaftsplan eine lokale Verbundachse darstellt und im Norden zu einem Bereich mit 

lokaler Bedeutung für den Biotopverbund führt (Quellgebiet westlich Papenhöhe). Hier ist daher eben-

falls mit höheren Eingriffen zu rechnen. 

 

Der gewählte Standort ist daher gesamtökologisch betrachtet, der hier am besten geeignete Bereich 

mit voraussichtlich den geringsten Eingriffen in Natur und Landschaft. 

 

Teilgebiet 2 

Die Gemeinde weicht mit dieser Planung von den bisherigen Ausweisungen für eine wohnbauliche Ent-

wicklung ab. Die Gründe hierfür sind folgende: 

 

- Erschwerte Erschließung aufgrund fehlender Zuwegung (Eingrenzung durch die Bahn) 

- geplante gewerbliche Entwicklung / Erweiterung durch die Firma Leser (BP 58) 

- Entwicklung der Hohenwestedter Werkstätten 

- vorhandene Gashochdruckleitung / Gashochspannungsleitung 

 

Aus Sicht der Gemeinde ist es sinnvoller, hier am Ortsrand ergänzend zu den sonstigen Planungen in 

diesem Raum einen PV-Freiflächenstandort möglichst nah am Umspannwerk zu etablieren, da das 

Thema „Erneuerbare Energien“ ein wichtiges Thema in der Gemeinde ist und die diesbezügliche Poten-

zialanalyse eine grundsätzliche Eignung der Flächen ergab. 

 

Im F-Plan hält die Gemeinde an anderer Stelle ausreichend Flächen zur Wohnbebauung vor, die prioritär 

bebaut werden sollen. 

 

Die Gemeindevertretung möchte sich grundsätzlich so weit wie möglich im Rahmen des vorhandenen 

Flächennutzungsplanes bewegen. In diesem Raum hier strebt sie jedoch nur kleinere Arrondierungen 
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für eine Wohnbebauung an, der Fokus liegt hier auf der gewerbe- und infrastrukturtechnischen Ent-

wicklung. Dennoch wird so weit wie möglich im angrenzenden B-Plan 58 der Ausbau des nördlich an-

grenzenden Wohngebiets mitberücksichtigt, um das verbleibende wohnbauliche Entwicklungspotenzial 

in diesem Bereich auszuschöpfen. 

Das Plangebiet liegt nahe zum Umspannwerk westlich der Itzehoer Straße und ist bereits durch die Ver-

kehrsträger sowie die Hochspannungsleitung vorbelastet. Es schließt an den Siedlungsraum an und wird 

nur durch eine Ackerfläche vom Siedlungsraum getrennt. Diese soll als Pufferzone zum Siedlungsraum 

verbleiben. 

 

Für alle Flächen in größerer Entfernung zum Umspannwerk kämen voraussichtlich zusätzliche Eingriffe 

durch Leitungsverlegungen zum Umspannwerk hinzu. 

Die im Süden und Osten unmittelbar angrenzenden Ackerflächen wären potenziell ähnlich geeignet. Sie 

werden z.Z. anderweitig überplant als B-Plan Nr. 58 und stehen daher nicht zur Auswahl zur Verfügung. 

Die Flächen hier sind für Gewerbeentwicklung (Unternehmen Leser u.a.) und Wohnbebauung mit be-

gleitender Infrastruktur vorgesehenen. 

 

Im Südwesten und Westen anschließende Flächen stehen nicht zur Verfügung. Hinzu kommt, dass im 

Süden der Verlauf des Fließgewässers Barmbek angrenzt, der weiter westlich als Biotopverbundachse 

im landesweiten Schutzgebiets- und Biotopverbundsystem ausgewiesen ist und entsprechend entwi-

ckelt werden soll/ entwickelt ist. Hier wären daher entsprechende Abstände einzuhalten und Entwick-

lungen im Sinne einer Renaturierung vorzusehen. Das Gelände dort fällt zusätzlich nach Süden ab, so 

dass der Einbindung in die Landschaft dort besondere Bedeutung zukommt. 

 

Andere Flächen im Westen in Richtung Wapelfeld und entlang der Bahnlinie bzw. der K 84 rücken immer 

weiter vom Siedlungsbereich ab und stoßen damit mehr in die Landschaft vor. Sie würden damit eine 

Zersiedlung der Landschaft bewirken, die auf den vorliegenden Flächen vermieden werden kann. Hinzu 

kommt, dass voraussichtlich ebenfalls weitere Eingriffe für die Anbindung an das Umspannwerk erfol-

gen müssten. 

 

Unmittelbar nördlich der Bahnlinie bis zum Wapelfelder Weg grenzen vergleichbar entwickelte und ge-

eignete Flächen an, die gleichermaßen durch die Bahnlinie und die Straße K84 vorbelastet sind. Insge-

samt ist dieser Bereich jedoch nur ca. 5,6 ha groß. Davon müssten noch Abstandsflächen, Knicks und 

Schutzflächen abgezogen werden, so dass dort ein deutlich kleinerer Bereich für Photovoltaikanlagen 

verbleiben würde und deutlich weniger Stromgewinnung möglich wäre. Der Bereich ist im F-Plan z.T. 

als Gewerbeerweiterungsfläche ausgewiesen, die dann entfallen würden. Hinzu kommt auch hier, dass 

die Entfernung zum Umspannwerk zunimmt. 

 

Flächen weiter nördlich der K 84 sind potenziell ähnlich geeignet wie das Planungsgebiet mit vergleich-

baren Boden-, Wasser- und klimatischen Verhältnissen. Die Entfernung zum Umspannwerk nimmt hier 

nach Norden jedoch deutlich zu. 

 

Die Realisierung der Planungsvorhaben an anderen Standorten im Gemeindegebiet wäre aus den ge-

nannten Gründen voraussichtlich nicht mit geringeren Auswirkungen auf Natur und Landschaft verbun-

den. Die Gemeinde hat sich daher für die vorliegenden Standorte entschieden. 
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Teilgebiet 3 

Hier ist ein Standort gewählt, der an das vorhandene Klärwerk der Gemeinde unmittelbar angrenzt, was 

sich daher in idealer Weise ergänzt. Hinzu kommt, dass die Fläche für andere gewerbliche Nutzungen 

wegen der bereits vorhandenen Geruchsbelastungen voraussichtlich nur eingeschränkt nutzbar ist. 

Zusätzlich liegt die Fläche innerhalb eines großräumigen, neu überplanten Raumes für die Gewerbeent-

wicklung der Firma LESER. 

 

Alternativ für Erweiterungen denkbar wäre noch ein Standort nördlich des vorhandenen Klärwerks 

westlich im Anschluss an das Teilgebiet 1 des B-Plans Nr. 58 der Gemeinde. Die naturräumlichen Stand-

ortbedingungen sind ähnlich, die Eingriffsintensität wäre voraussichtlich vergleichbar. Hier wäre eine 

Eingrünung zur Landschaft hin erforderlich. Die Flächen stehen jedoch z.Zt. nicht zur Verfügung. 

Weitere Standorte innerhalb der Gemeinde wären voraussichtlich mit erheblich größeren Eingriffen in 

den Naturhaushalt verbunden, da hierbei der gesamte Standort für die Kläranlage verlagert werden 

müsste oder weitreichende Leitungen verlegt werden müssten. Die Gemeinde hat sich daher für den 

vorliegenden Standort entschieden. 


